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1  Erforderlichkeit  

Mit der Aufstellung von Außenbereichssatzungen kann für typische Verteilungen von Wohnge-

bäuden im Außenbereich der Gemeinde Langenberg einer schleichenden Erweiterung von Split-

tersiedlungen in den Außenbereich entgegengesteuert und die bauliche Nutzung von Lücken in 

diesen Zusammenhängen bestimmt werden. 

Die besondere Siedlungsstruktur des Bereiches an der Weidekampstraße mit einem kleineren 

Bebauungsschwerpunkt im Süden bzw. einem größeren im Norden (an der Rietberger Straße) 

erfordert eine genaue Bestimmung der Baumöglichkeiten in diesem Bereich. Dies kann nur über 

eine Außenbereichssatzung erfolgen, da sich hier ein Wohnstandort von einigem Gewicht im Au-

ßenbereich herausgebildet hat. 

Außenbereichssatzungen dienen ausschließlich der Förderung von Vorhaben zu Wohnzwecken 

im Außenbereich im Sinne einer Erweiterungsmöglichkeit und als Nebeneffekt einer möglichen 

Lückenschließung. Dies kann aber nur in einem der vorhandenen Bebauung untergeordneten 

Maße erfolgen. Siehe hierzu auch die Ausführungen in Kapitel 5.   

Darüber hinaus wird mit einer Außenbereichssatzung kein Baurecht im Sinne und in der Folge 

einer kommunalen Bauleitplanung (Flächennutzungs- und Bebauungsplanung) begründet. Ziel 

und Zweck ist nicht die gezielte Entwicklung von Baumöglichkeiten oder gar von Bauland/-flä-

chen.  

 

2  Prüfung auf Anwendung und Voraussetzungen der Erweiterung einer Außen-

bereichssatzung nach § 35 Abs. 6 BauGB im Bereich Weidekampstraße, Ge-

meinde Langenberg 

Die vorhandene Situation des Bereiches „Weidekampstraße“ erfüllt die Bedingungen nach 

§ 35 Abs. 6 BauGB zum Erlass einer Außenbereichssatzung. Für die Aufstellung ergibt sich da-

nach die folgende Situationsbeschreibung: 

 Die Satzung stellt keine Verfestigung einer Splittersiedlung dar. Der Bereich verfügt schon 

über einen kompakt bebauten Bestand an fünf wohngenutzten Gebäuden und einer Reihe 

von Nebengebäuden. Entlang der Weidekampstraße ist eine geschlossen wirkende Bebau-

ung entstanden (vgl. Fotos).  

 Die Außenbereichssatzung erzeugt keine neue, geänderte Bebauungssituation. Dem Schutz 

des Außenbereiches kann an der Stelle aufgrund der vorhandenen Bebauung bzw. der Nut-

zung als Wiese mit Baumbestand nicht mehr im vollen Umfang entsprochen werden.  

 Durch die vorhandenen fünf Wohngebäude ist an der Weidekampstraße eine Wohnbebauung 

„von einigem Gewicht“ vorhanden. Damit handelt es sich um einen typischen bebauten Be-

reich mit Wohngebäuden, der im Außenbereich der Gemeinde Langenberg oft anzutreffen ist 

und aufgrund der Anzahl der Gebäude auch ein entsprechendes Gewicht besitzt.  

 Die Satzung bezieht sich auf mehrere Wohngebäude und besitzt keine Prägung durch land-

wirtschaftliche Nutzung.  

 Mit der Satzung wird kein baulicher Anschluss zu im Flächennutzungsplan dargestellten Bau-

flächen oder unbeplanten Innenbereichen hergestellt. Das Gewerbegebiet westlich der B 55 
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ist deutlich durch die Grünbereiche und die Bundesstraße von der Weidekampstraße abge-

trennt.   

 Mit der Satzung wird an dieser Stelle die bauliche Ausnutzbarkeit auch auf nicht bebauten 

Teilen der Außenbereichsfläche abschließend bestimmt (siehe Abschnitt über die Festlegung 

von näheren Bestimmungen).    

 Mit der Satzung entsteht kein neuer Ortsteil. Mit einer Größe von rd. 0,66 ha ist die Fläche als 

ein bebauter Bereich im Außenbereich mit einer Wohnbebauung von gewissem Gewicht an-

zusehen. 
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Foto 1:  Bebauungszusammenhang an der Weidekampstraße von Osten 

 

 
 

Foto 2:  Bebauungszusammenhang an der Weidekampstraße von Norden  
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Karte 1: Lage der Außenbereichssatzung in Bezug zur Ortslage Langenberg  

(ohne Maßstab)  

 

 

 

          Satzungsbereich
 

N 

Ortszentrum Langenberg, 

Hauptstraße, Entfernung: rd. 700 m 
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2.1 Prüfung, ob die Erweiterung der Satzung mit einer geordneten städte-

 baulichen Entwicklung vereinbar ist (§ 35 BauGB Abs. 6 Satz 4 Nr. 1) oder 

 andere öffentliche Belange einer Bebauung entgegenstehen 

 

Geordnete städtebauliche Entwicklung  

Die Außenbereichsatzung steht einer geordneten städtebaulichen Entwicklung an dieser Stelle 

im Gemeindegebiet nicht entgegen. Mit der Aufstellung wird keine Splittersiedlung verfestigt, da 

der Bereich schon bebaut ist (siehe Karte 1). Der bebaute Bereich wird nicht zu einem Ortsteil 

gem. § 34 Abs. 1 BauGB – einen im Zusammenhang bebautem Ortsteil – entwickelt.  

Dabei gibt die Bebauung ein homogenes Bild vor. Die Maßstäblichkeit und Kubatur der Bebauung 

ist sehr einheitlich (Ein-/Zweifamilienhaus mit Satteldach), ebenso die Lage auf dem Grundstück 

(an der Straße orientiert oder etwas zurückliegend). Hier kann die Festlegung der baulich zu nut-

zenden Bereiche diese Einheitlichkeit bzw. Orientierung auf die Erschließungsstraße sicherstel-

len.         

Die Erschließung ist gesichert, das Schmutzwasser wird über das vorhandene Kanalnetz ent-

sorgt, die Oberflächenentwässerung erfolgt als Versickerung auf den Grundstücken/Einleitung 

Vorfluter.  

Im Flächennutzungsplan ist der Bereich als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. Diesen Be-

lang der andersartigen Darstellung stellt die Satzung aber zurück (siehe Karte 3 und § 2 der 

Satzung). 

 

Andere öffentliche Belange 

Belange des Landschaftsschutzes 

Die Außenbereichssatzung liegt außerhalb des Landschaftsschutzgebietes der Verordnung zum 

Schutz von Landschaftsbestandteilen im Kreis Gütersloh (LSG-3914-001) vom 15.03.1975. 

Sonstige wasserwirtschaftliche und wasserrechtliche Belange; Abwasser- und Nieder-

schlagswasserbeseitigung nach § 44 Landeswassergesetz (LWG) (vormals: §§ 51 und 51a 

Landeswassergesetz (LWG):  

Das auf der Ergänzungsfläche anfallende Schmutzwasser wird in die vorhandene Kanalisation 

eingeleitet. Die Oberflächenentwässerung erfolgt als Versickerung auf den Grundstücksflä-

chen/Einleitung Vorfluter. Der Satzungsbereich liegt außerhalb eines Wasserschutzgebietes.  

Ausgleich und Ersatz der Eingriffe in Natur und Landschaft 

Der notwendige naturschutzrechtliche Ausgleich von flächenverändernden Eingriffen erfolgt in 

und mit der Baugenehmigung unter Beteiligung der Unteren Naturschutzbehörde in Form von 

Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen oder Geld.  

Belange des Artenschutzes  

Die Belange des Artenschutzes werden entsprechend der gemeinsamen Handlungsempfehlun-

gen „Artenschutz in der Bauleitplanung und bei der baurechtlichen Zulassung von Vorhaben im 

Rahmen des Baugenehmigungsverfahren“ der Ministerien für Wirtschaft, Energie, Bauen, Woh-

nen und Verkehr NRW sowie für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-

schutz NRW vom 22.12.2010 für Vorhaben im Außenbereich (Kap. 4.1) auf der Ebene der Bau-

genehmigung von Vorhaben berücksichtigt. 



Außenbereichssatzung der Gemeinde Langenberg für den Bereich „Weidekampstraße“ 

 

9 

2.2 Prüfung, ob das geplante Vorhaben der Pflicht zur Durchführung einer Um-

 weltverträglichkeitsprüfung nach Anlage 1 Umweltverträglichkeitsprü-

 fungsgesetz (UVPG) oder Landesrecht unterliegt (§ 35 BauGB Abs. 6 Satz 4 

 Nr. 2) 

Es werden mit der Satzung keine Vorhaben begründet, für die eine Pflicht zur Umweltverträglich-

keitsprüfung gem. Anlage 1 des UVPG besteht. Die in Anlage 1 unter Punkt 18.7.2 genannte 

Untergrenze von Vorhaben wird nicht überschritten. Damit ergibt sich keine Erheblichkeit für eine 

anlagen- bzw. vorhabenbezogene Einzelprüfung. 

 

2.3 Prüfung, ob sich Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 (6) Nr. 7 

Buchstabe b BauGB genannten Schutzgüter ergeben (Natura 2000-Gebiete im 

Sinne des BNatSchG) oder dafür bestehen, dass bei der Planung Pflichten zur 

Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach 

§ 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind (§ 35 

BauGB Abs. 6 Satz 4 Nr. 3).  

Im weiteren Umfeld der Satzung ist ein Schutzgebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung zu be-

achten. Nächstliegend ist das Vogelschutzgebiet „Rietberger Emsniederung mit Steinhorster Be-

cken“ (Nr. DE-4116-401) im Osten auf dem Gebiet der Stadt Rietberg.  

Die Entfernung beträgt rd. 8 km. Damit wird kein Abstand unterschritten, ab dem i.d.R. für Wir-

kungen von Wohnnutzungen mit einer Beeinträchtigung der in dem Schutzgebiet beachtlichen 

Belange und Ziele zu rechnen ist (Anhalts- und Orientierungswert bei Wohnnutzungen: Abstand 

von 300 – 500 m). Nach Auswertung der Landschaftsinformationssammlung @LINFOS des LA-

NUV NRW zeigt sich für den Satzungsbereich das folgende Bild: In der Fläche bzw. in unmittel-

barer Nähe sind keine Vorkommen und Fundorte planungsrelevanter Tier- und Pflanzenarten 

ausgewiesen. Die in die Satzung einbezogene unbebaute Fläche wird landwirtschaftlich genutzt. 

Im Satzungsbereich befindet sich kein gesetzlich geschütztes Biotop.   
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3  Situationsbeschreibung 

3.1  Derzeitige städtebauliche Situation 

Das Satzungsgebiet befindet sich in der Gemeinde Langenberg östlich des Hauptsiedlungsberei-

ches Langenberg. Die umgebenden Flächen sind landwirtschaftlich genutzt. Im Westen schließt 

ein Gehölzstreifen an, der den Satzungsbereich von der Bundesstraße abtrennt.    

Im Satzungsbereich sind 5 Gebäude mit Wohnnutzung vorhanden. 

 

Abbildung 1:   Lage der Satzung im Luftbild, ohne Maßstab (TIM-online, 13.11.2019) 
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4  Planungsrechtliche Vorgaben 

4.1 Regionalplan/Flächennutzungsplan 

Der Regionalplan für den Regierungsbezirk Detmold, Teilabschnitt Oberbereich Bielefeld stellt 

den Satzungsbereich als allgemeinen Freiraum- und Agrarbereich dar.  

Die Belange der Raumordnung werden nicht berührt, da die Größe des Satzungsgebietes mit 

rd. 0,66 ha unter der regionalplanerisch bedeutsamen Größenordnung von 10 ha liegt.  

 

Karte 2:  Ausschnitt aus dem Regionalplan für den Regierungsbezirk Detmold, Teilab-

schnitt Oberbereich Bielefeld (ohne Maßstab) 

 

 

 

 

  

N 
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Legende Regionalplan, Teilabschnitt Oberbereich Bielefeld  
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Karte 3: Darstellungen des aktuellen rechtswirksamen Flächennutzungsplanes im  

  Bereich der Satzung (ohne Maßstab) 

  

  

N 
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Legende zum Flächennutzungsplan 
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4.2 Hochwasserschutz/Landschaftsschutz/Naturschutz 

Die Satzung liegt außerhalb von Überschwemmungsgebieten bzw. Hochwasserschutzgebieten. 

Die Satzung befindet sich nicht im Landschaftsschutzgebiet (siehe Ausführungen in Kapitel 2).   

 

5   Zulässigkeit von Vorhaben 

In der Außenbereichssatzung werden zur Zulässigkeit von Vorhaben und Ausnutzung von Grund-

stücken Bestimmungen formuliert, um eine Bebauung auf den Grundstücken an der bestehenden 

Nutzung und Erschließung orientiert zu sichern. Die Bestimmungen und Festsetzungen sollen die 

städtebauliche Ordnung und Beurteilungsgrundlagen für mögliche Vorhaben bzw. Erweiterungen 

der vorhandenen Bebauung liefern.  

Die abschließende Bestimmung der baulichen Nutzung auf den Grundstücken ist besonders für 

die größeren, am südlichen und nördlichen Ende der Satzung gelegenen Grundstücke (Flurstü-

cke Nr. 69 und Nr. 157) aufgrund ihrer geringeren baulichen Ausnutzung erforderlich. Die auf 

diesen beiden Grundstücken vorgesehene untergeordnete Erweiterung der vorhandenen Ge-

bäude / bebauten Bereiche orientiert sich an der Erschließung Weidekampstraße.  

Es werden Festsetzungen getroffen für:  

 Art der baulichen Nutzung gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB, 

 Maß der baulichen Nutzung gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB, 

 Bauweise gem. § 9 (1) Nr. 2 BauGB, 

 

 Art der baulichen Nutzung gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB 

Zulässig ist die Errichtung von Vorhaben, die Wohnzwecken dienen. Anbauten sind den 

Hauptgebäuden unterzuordnen. 

 

 Maß der baulichen Nutzung gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB 

Die baulich nutzbaren Bereiche sind festgelegt (Baufenster) und in dem beigefügten Plan, 

der Bestandteil dieser Satzung ist, eingetragen.  

 

 Bauweise gem. § 9 (1) Nr. 2 BauGB 

Es sind max. zwei Vollgeschosse zulässig. Es sind nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig. 

Je Ein-/Zweifamilienhaus sind maximal zwei Wohneinheiten bzw. pro Doppelhaushälfte ist 

maximal eine Wohneinheit zulässig.  

  



Außenbereichssatzung der Gemeinde Langenberg für den Bereich „Weidekampstraße“ 

 

16 

 

6  Verfahren 

Das Verfahren zur Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit und der berührten Behörden und 

sonstigen Träger öffentlicher Belange wurde nach § 35 Abs. 6 Satz 5 BauGB i. V. m. § 13 Nr. 2 

und Nr. 3 BauGB durchgeführt.  
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